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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

In - AIS

zu Punkt … der 985. Sitzung des Bundesrates am 14. Februar 2020

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des THW-Gesetzes

A 

1. Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten

empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 

des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 6 Absatz 3 THWG) 

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 6 Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Das Technische Hilfswerk soll vollständig oder teilweise auf die Erhebung 

von Gebühren und Auslagen sowie auf die Erstattung von Kosten verzichten, 

wenn dies im öffentlichen Interesse steht und zu Lasten der für die Gefahren-

abwehr zuständigen Stelle gehen würde. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 

die anfordernde Behörde die eigenen Kosten auf Grund des Fehlens eines Kos-

tenschuldners nicht abrechnen kann oder in den Fällen, in denen die anfordern-

de Behörde ihrerseits auf die Kostenerstattung verzichtet. Das Bundesministeri-

um des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

ohne Zustimmung des Bundesrates das Verfahren zur Bemessung, Abrechnung 

und Durchführung von Hilfeleistungen der Bundesanstalt Technisches Hilfs-

werk näher zu bestimmen und dabei feste Sätze vorzusehen. In der Rechtsver-

ordnung kann über Satz 1 und 2 hinaus der Verzicht auf Kostenerstattung aus 

Gründen der Billigkeit oder des öffentlichen Interesses ganz oder teilweise zu-

gelassen werden.“
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Begründung: 

Zur Stärkung der Einsatzhäufigkeit des THW im Rahmen der Amtshilfe in den 
Kommunen ist eine Erweiterung der Regelungen zum Kostenverzicht erforderlich. 
Hierzu sind die für einen Verzicht auf Kostenerstattung bereits in § 6 Absatz 3 
Satz 2 THWG-E benannten Gründe der Billigkeit und des öffentlichen Interesses 
um den Tatbestand des öffentlichen Interesses zu erweitern, soweit dies zu Lasten 
der für die Gefahrenabwehr zuständigen Stelle gehen wird. So kann beispielsweise 
bestimmte (neue) Technik erprobt und/oder verstärkt zum Einsatz gebracht werden. 
Kostengesichtspunkte wären in diesen Fällen nicht mehr das entscheidende Kriteri-
um. 

B 

2. Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik

empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 

des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.


